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Anderungen

Aktualisierung, Stand 06/2022

Mit dem Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/882 des Europaischen
Parlaments und des Rates uber die Barrierefreiheitsanforderungen fiir Produkte
und Dienstleistungen und zur Anderung anderer Gesetze vom 16.07.2021
(BGBI. I S. 2970) ist das Statusfeststellungsverfahren nach § 7a SGB IV (,An-
frageverfahren®) weiterentwickelt worden. Eine fiir die BA wesentliche Ande-
rung ist, dass das Statusfeststellungsverfahren (sowohl das optionale als auch
das obligatorische) ab 01.04.2022 auf die Feststellung einer abhangigen Be-
schaftigung oder selbstandigen Tatigkeit beschrankt ist, § 7a Abs. 2 Satz 1 SGB
IV (sog. Elementenfeststellung). Eine Entscheidung Uber die Versicherungs-
pflicht in der Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung aufgrund
einer Beschaftigung erfolgt nicht mehr.

Bis zum 31.03.2022 war die BA nach § 336 an Statusentscheidungen und die
damit verbundenen Entscheidungen Uber die Versicherungspflicht der Clearing-
stelle nach § 7a Abs. 1 SGB IV leistungsrechtlich hinsichtlich der Zeiten gebun-
den, fir die das Bestehen eines versicherungspflichtigen Beschaftigungsver-
haltnisses festgestellt wurde.

Diese leistungsrechtliche Bindungswirkung entfallt nun fir Statusentscheidun-
gen, die nach dem 31.03.2022 getroffen werden, da die Clearingstelle ab die-
sem Zeitpunkt nicht mehr Uber die Versicherungspflicht entscheidet, sondern
ausschlief3lich Gber den Status. Eine Entscheidung Uber die Versicherungs-
pflicht in der Arbeitslosenversicherung aufgrund einer Beschaftigung hat die BA
im Leistungsfall dann selbst zu treffen.

Die Spitzenorganisationen der Sozialversicherung haben in dem Zusammen-
hang das Rundschreiben zur Statusfeststellung von Erwerbstatigen aktualisiert.

Die Anderungen wurden in der FW nachvollzogen. Die FW wurde in dem Zu-
sammenhang neu gegliedert.

- Gesetzestext
- FW 336.2.1
- FW 336.2.2
- FwW 336.2.3
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Gesetzestext
§ 336 SGB lll i. d. F. bis 31. Marz 2022 - Leistungsrechtliche Bindung

Stellt die Deutsche Rentenversicherung Bund im Verfahren nach § 7a Abs.1
des Vierten Buches die Versicherungspflicht nach diesem Buch durch Verwal-
tungsakt fest, ist die Bundesagentur hinsichtlich der Zeiten, fir die der die Ver-
sicherungspflicht feststellende Verwaltungsakt wirksam ist, an diese Feststel-
lung leistungsrechtlich gebunden.

§ 453 SGB lll - Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/882 des
Europidischen Parlaments und des Rates iiber die Barrierefreiheitsanfor-
derungen fiir Produkte und Dienstleistungen und zur Anderung anderer
Gesetze

§ 336 in der bis zum 31. Marz 2022 geltenden Fassung ist weiter anzuwenden,
wenn die Deutsche Rentenversicherung Bund im Verfahren nach § 7a Absatz
1 des Vierten Buches in der bis zum 31. Marz 2022 geltenden Fassung die
Versicherungspflicht nach diesem Buch durch Verwaltungsakt festgestellt hat.

§ 7a SGB |V - Anfrageverfahren Feststellung des Erwerbsstatus

(1) Die Beteiligten kdnnen bei der Deutschen Rentenversicherung Bund schrift-
lich oder elektronisch eine Entscheidung beantragen, ob bei einem Auftragsver-
haltnis eine Beschaftigung oder eine selbstandige Tatigkeit vorliegt, es sei
denn, die Einzugsstelle oder ein anderer Versicherungstrager hatte im Zeitpunkt
der Antragstellung bereits ein Verfahren zur Feststellung von Versicherungs-
pflicht aufgrund einer Beschaftigung eingeleitet. Die Einzugsstelle hat einen An-
trag nach Satz 1 zu stellen, wenn sich aus der Meldung des Arbeitgebers (§
28a) ergibt, dass der Beschaftigte Ehegatte, Lebenspartner oder Abkdmmling
des Arbeitgebers oder geschéaftsflihrender Gesellschafter einer Gesellschaft mit
beschrankter Haftung ist.

(2) Die Deutsche Rentenversicherung Bund entscheidet aufgrund einer Ge-
samtwirdigung aller Umstande des Einzelfalles, ob eine Beschaftigung oder
eine selbstandige Tatigkeit vorliegt. Wird die vereinbarte Tatigkeit fur einen Drit-
ten erbracht und liegen Anhaltspunkte dafir vor, dass der Auftragnehmer in
dessen Arbeitsorganisation eingegliedert ist und dessen Weisungen unterliegt,
stellt sie bei Vorliegen einer Beschaftigung auch fest, ob das Beschaftigungs-
verhaltnis zu dem Dritten besteht. Der Dritte kann bei Vorliegen von Anhalts-
punkten im Sinne des Satzes 2 ebenfalls eine Entscheidung nach Absatz 1 Satz
1 beantragen. Bei der Beurteilung von Versicherungspflicht auf Grund des Auf-
tragsverhaltnisses sind andere Versicherungstrager an die Entscheidungen der
Deutschen Rentenversicherung Bund gebunden.

(3) Die Deutsche Rentenversicherung Bund teilt den Beteiligten schriftlich oder
elektronisch mit, welche Angaben und Unterlagen sie fiir ihre Entscheidung be-
notigt. Sie setzt den Beteiligten eine angemessene Frist, innerhalb der diese die
Angaben zu machen und die Unterlagen vorzulegen haben.

(4) Die Deutsche Rentenversicherung Bund teilt den Beteiligten mit, welche Ent-
scheidung sie zu treffen beabsichtigt, bezeichnet die Tatsachen, auf die sie ihre
Entscheidung stltzen will, und gibt den Beteiligten Gelegenheit, sich zu der be-
absichtigten Entscheidung zu auf3ern. Satz 1 gilt nicht, wenn die Deutsche Ren-
tenversicherung Bund einem (bereinstimmenden Antrag der Beteiligten ent-
spricht.
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(4a) Auf Antrag der Beteiligten entscheidet die Deutsche Rentenversicherung
Bund bereits vor Aufnahme der Tatigkeit nach Absatz 2. Neben den schriftlichen
Vereinbarungen sind die beabsichtigten Umstande der Vertragsdurchfihrung
zu Grunde zu legen. Andern sich die schriftlichen Vereinbarungen oder die Um-
stéande der Vertragsdurchflihrung bis zu einem Monat nach der Aufnahme der
Tatigkeit, haben die Beteiligten dies unverzuglich mitzuteilen. Ergibt sich eine
wesentliche Anderung, hebt die Deutsche Rentenversicherung Bund die Ent-
scheidung nach Mafigabe des § 48 des Zehnten Buches auf. Die Aufnahme der
Tétigkeit gilt als Zeitpunkt der Anderung der Verhéltnisse.

(4b) Entscheidet die Deutsche Rentenversicherung Bund in einem Einzelfall
Uber den Erwerbsstatus, auliert sie sich auf Antrag des Auftraggebers gut-
achterlich zu dem Erwerbsstatus von Auftragnehmern in gleichen Auftragsver-
haltnissen. Auftragsverhaltnisse sind gleich, wenn die vereinbarten Tatigkeiten
ihrer Art und den Umstanden der Austibung nach lbereinstimmen und ihnen
einheitliche vertragliche Vereinbarungen zu Grunde liegen. In der gutachterli-
chen AuRerung sind die Art der Tatigkeit, die zu Grunde gelegten vertraglichen
Vereinbarungen und die Umstande der Auslibung sowie ihre Rechtswirkungen
anzugeben. Bei Abschluss eines gleichen Auftragsverhaltnisses hat der Auf-
traggeber dem Auftragnehmer eine Kopie der gutachterlichen AuRerung auszu-
handigen. Der Auftragnehmer kann fiir gleiche Auftragsverhaltnisse mit dem-
selben Auftraggeber ebenfalls eine gutachterliche Auerung beantragen.

(4c) Hat die Deutsche Rentenversicherung Bund in einer gutachterlichen AuRe-
rung nach Absatz 4b das Vorliegen einer selbstandigen Tatigkeit angenommen
und stellt sie in einem Verfahren nach Absatz 1 oder ein anderer Versicherungs-
trager in einem Verfahren auf Feststellung von Versicherungspflicht fir ein glei-
ches Auftragsverhaltnis eine Beschaftigung fest, so tritt eine Versicherungs-
pflicht auf Grund dieser Beschaftigung erst mit dem Tag der Bekanntgabe die-
ser Entscheidung ein, wenn die Voraussetzungen des Absatzes 5 Satz 1 Num-
mer 2 erfiillt sind. Im Ubrigen findet Absatz 5 Satz 1 keine Anwendung. Satz 1
gilt nur fur Auftragsverhaltnisse, die innerhalb von zwei Jahren seit Zugang der
gutachterlichen AuRerung geschlossen werden. Stellt die Deutsche Rentenver-
sicherung Bund die Beschaftigung in einem Verfahren nach Absatz 1 fest, so
entscheidet sie auch daruber, ob die Voraussetzungen des Absatzes 5 Satz 1
Nummer 2 erfiillt sind.

(5) Wird der Antrag auf Feststellung des Erwerbsstatus innerhalb eines Monats
nach Aufnahme der Tatigkeit gestellt und stellt die Deutsche Rentenversiche-
rung Bund eine Beschaftigung fest, gilt der Tag der Bekanntgabe der Entschei-
dung als Tag des Eintritts in das Beschéaftigungsverhaltnis, wenn der Beschaf-

tigte
1. zustimmt und
2. er fur den Zeitraum zwischen Aufnahme der Beschéaftigung und der Ent-

scheidung eine Absicherung gegen das finanzielle Risiko von Krankheit und zur
Altersvorsorge vorgenommen hat, die der Art nach den Leistungen der gesetz-
lichen Krankenversicherung und der gesetzlichen Rentenversicherung ent-
spricht.

Die Deutsche Rentenversicherung Bund stellt den Zeitpunkt fest, der als Tag
des Eintritts in das Beschaftigungsverhaltnis gilt. Der Gesamtsozialversiche-
rungsbeitrag wird erst zu dem Zeitpunkt fallig, zu dem die Entscheidung, dass
eine Beschaftigung vorliegt, unanfechtbar geworden ist.
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(6) Widerspruch und Klage gegen Entscheidungen nach den Absatzen 2 und
4a, haben aufschiebende Wirkung. Im Widerspruchsverfahren kénnen die Be-
teiligten nach Begrindung des Widerspruchs eine mindliche Anhérung bean-
tragen, die gemeinsam mit den anderen Beteiligten erfolgen soll. Eine Klage auf
Erlass der Entscheidung ist abweichend von § 88 Absatz 1 des Sozialgerichts-
gesetzes nach Ablauf von drei Monaten zulassig.

(7) Absatz 2 Satz 2 und 3, Absatze 4a bis 4c und Absatz 6 Satz 2 treten mit
Ablauf des 30. Juni 2027 aulRer Kraft. Die Deutsche Rentenversicherung Bund
legt dem Bundesministerium flr Arbeit und Soziales bis zum 31. Dezember
2025 einen Bericht Uber die Erfahrungen bei der Anwendung des Absatzes 2
Satz 2 und 3, der Absatze 4a bis 4c und des Absatzes 6 Satz 2 vor.
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§ 28h SGB IV - Einzugsstellen

(1) Der Gesamtsozialversicherungsbeitrag ist an die Krankenkassen (Einzugs-
stellen) zu zahlen. Die Einzugsstelle Uberwacht die Einreichung des Beitrags-
nachweises und die Zahlung des Gesamtsozialversicherungsbeitrags. Bei-
tragsanspriche, die nicht rechtzeitig erfillt worden sind, hat die Einzugsstelle
geltend zu machen.

(2) Die Einzugsstelle entscheidet Uber die Versicherungspflicht und Beitrags-
héhe in der Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung sowie nach dem Recht
der Arbeitsforderung; sie erlasst auch den Widerspruchsbescheid. Soweit die
Einzugsstelle die Hohe des Arbeitsentgelts nicht oder nicht ohne unverhaltnis-
mafig groRen Verwaltungsaufwand ermitteln kann, hat sie dieses zu schatzen.
Dabei ist fir das monatliche Arbeitsentgelt des Beschaftigten das am Beschaf-
tigungsort ortsiibliche Arbeitsentgelt mit zu berticksichtigen. Die nach § 28i Satz
5 zustandige Einzugsstelle priift die Einhaltung der Arbeitsentgeltgrenze bei ge-
ringflgiger Beschaftigung nach den §§ 8 und 8a und entscheidet bei deren
Uberschreiten Uber die Versicherungspflicht in der Kranken-, Pflege- und Ren-
tenversicherung sowie nach dem Recht der Arbeitsforderung; sie erlasst auch
den Widerspruchsbescheid.

(3) Bei Verwendung eines Haushaltsschecks vergibt die Einzugsstelle im Auf-
trag der Bundesagentur fir Arbeit die Betriebsnummer des Arbeitgebers, be-
rechnet den Gesamtsozialversicherungsbeitrag und die Umlagen nach dem
Aufwendungsausgleichsgesetz und zieht diese vom Arbeitgeber im Wege des
Lastschriftverfahrens ein. Die Einzugsstelle meldet bei Beginn und Ende der
Beschaftigung und zum Jahresende der Datenstelle der Rentenversicherung
die fur die Rentenversicherung und die Bundesagentur fur Arbeit erforderlichen
Daten eines jeden Beschaftigten. Die Einzugsstelle teilt dem Beschaftigten den
Inhalt der abgegebenen Meldung schriftlich oder durch gesicherte Datenuber-
tragung mit.

(4) Bei Verwendung eines Haushaltsschecks bescheinigt die Einzugsstelle dem
Arbeitgeber zum Jahresende

1. den Zeitraum, fir den Beitrdge zur Rentenversicherung gezahlt wurden, und

2. die H6he des Arbeitsentgelts (§ 14 Absatz 3), des von ihm getragenen Ge-
samtsozialversicherungsbeitrags und der Umlagen.

§ 28p SGB IV - Priifung bei den Arbeitgebern

(1) Die Trager der Rentenversicherung prifen bei den Arbeitgebern, ob diese
ihre Meldepflichten und ihre sonstigen Pflichten nach diesem Gesetzbuch, die
im Zusammenhang mit dem Gesamtsozialversicherungsbeitrag stehen, ord-
nungsgemal erflllen; sie prifen insbesondere die Richtigkeit der Beitragszah-
lungen und der Meldungen (§ 28a) mindestens alle vier Jahre. Die Prifung soll
in kirzeren Zeitabstanden erfolgen, wenn der Arbeitgeber dies verlangt. Die
Einzugsstelle unterrichtet den fur den Arbeitgeber zustéandigen Trager der Ren-
tenversicherung, wenn sie eine alsbaldige Prifung bei dem Arbeitgeber fur er-
forderlich halt. Die Prifung umfasst auch die Entgeltunterlagen der Beschaftig-
ten, fur die Beitrage nicht gezahlt wurden. Die Trager der Rentenversicherung
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erlassen im Rahmen der Prifung Verwaltungsakte zur Versicherungspflicht und
Beitragshohe in der Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung sowie nach dem
Recht der Arbeitsférderung einschlief3lich der Widerspruchsbescheide gegen-
Uber den Arbeitgebern; insoweit gelten § 28h Absatz 2 sowie § 93 in Verbindung
mit § 89 Absatz 5 des Zehnten Buches nicht. Die landwirtschaftliche Kranken-
kasse nimmt abweichend von Satz 1 die Prufung fiur die bei ihr versicherten
mitarbeitenden Familienangehdrigen vor.

(1a) Die Prufung nach Absatz 1 umfasst die ordnungsgemafie Erfullung der
Meldepflichten nach dem Kinstlersozialversicherungsgesetz und die rechtzei-
tige und vollstéandige Entrichtung der Klinstlersozialabgabe durch die Arbeitge-
ber. Die Prifung erfolgt

1. mindestens alle vier Jahre bei den Arbeitgebern, die als abgabepflichtige Un-
ternehmer nach § 24 des Kiinstlersozialversicherungsgesetzes bei der Kiinst-
lersozialkasse erfasst wurden,

2. mindestens alle vier Jahre bei den Arbeitgebern mit mehr als 19 Beschaftig-
ten und

3. bei mindestens 40 Prozent der im jeweiligen Kalenderjahr zur Prifung nach
Absatz 1 anstehenden Arbeitgeber mit weniger als 20 Beschaftigten.

Hat ein Arbeitgeber mehrere Beschaftigungsbetriebe, wird er insgesamt ge-
prift. Das Prifverfahren kann mit der Aufforderung zur Meldung eingeleitet
werden. Die Trager der Deutschen Rentenversicherung erlassen die erforderli-
chen Verwaltungsakte zur Klinstlersozialabgabepflicht, zur Hohe der Kiinstler-
sozialabgabe und zur Hohe der Vorauszahlungen nach dem Kinstlersozialver-
sicherungsgesetz einschliellich der Widerspruchsbescheide. Die Trager der
Rentenversicherung unterrichten die Kiinstlersozialkasse lber Sachverhalte,
welche die Melde- und Abgabepflichten der Arbeitgeber nach dem Kiinstlerso-
zialversicherungsgesetz betreffen. Fir die Prifung der Arbeitgeber durch die
Kunstlersozialkasse gilt § 35 des Kinstlersozialversicherungsgesetzes.

(1b) Die Trager der Rentenversicherung legen im Benehmen mit der Kunstler-
sozialkasse die Kriterien zur Auswahl der nach Absatz 1a Satz 2 Nummer 3 zu
prufenden Arbeitgeber fest. Die Auswahl dient dem Ziel, alle abgabepflichtigen
Arbeitgeber zu erfassen. Arbeitgeber mit weniger als 20 Beschaftigten, die nicht
nach Absatz 1a Satz 2 Nummer 3 zu prifen sind, werden durch die Trager der
Rentenversicherung im Rahmen der Prufung nach Absatz 1 im Hinblick auf die
Kunstlersozialabgabe beraten. Dazu erhalten sie mit der Prifankindigung Hin-
weise zur Kunstlersozialabgabe. Im Rahmen der Prifung nach Absatz 1 lasst
sich der zustandige Trager der Rentenversicherung durch den Arbeitgeber
schriftlich oder elektronisch bestatigen, dass der Arbeitgeber tber die Kiinstler-
sozialabgabe unterrichtet wurde und abgabepflichtige Sachverhalte melden
wird. Bestatigt der Arbeitgeber dies nicht, wird die Prifung nach Absatz 1a Satz
1 unverzuglich durchgefuhrt. Erlangt ein Trager der Rentenversicherung im
Rahmen einer Prifung nach Absatz 1 bei Arbeitgebern mit weniger als 20 Be-
schaftigten, die nicht nach Absatz 1a Satz 2 Nummer 3 geprift werden, Hin-
weise auf einen kunstlersozialabgabepflichtigen Sachverhalt, muss er diesen
nachgehen.

(1c) Die Trager der Rentenversicherung teilen den Tragern der Unfallversiche-
rung die Feststellungen aus der Prifung bei den Arbeitgebern nach § 166 Ab-
satz 2 des Siebten Buches mit. Die Trager der Unfallversicherung erlassen die
erforderlichen Bescheide.
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(2) Im Bereich der Regionaltrager richtet sich die ortliche Zustandigkeit nach
dem Sitz der Lohn- und Gehaltsabrechnungsstelle des Arbeitgebers. Die Trager
der Rentenversicherung stimmen sich dartiber ab, welche Arbeitgeber sie pri-
fen; ein Arbeitgeber ist jeweils nur von einem Trager der Rentenversicherung
zu prifen.

(3) Die Trager der Rentenversicherung unterrichten die Einzugsstellen Uber
Sachverhalte, soweit sie die Zahlungspflicht oder die Meldepflicht des Arbeitge-
bers betreffen.

(4) (weggefallen)

(5) Die Arbeitgeber sind verpflichtet, angemessene Prifhilfen zu leisten. Ab-
rechnungsverfahren, die mit Hilfe automatischer Einrichtungen durchgefiihrt
werden, sind in die Prifung einzubeziehen.

(6) Zu prufen sind auch steuerberatende Stellen, Rechenzentren und vergleich-
bare Einrichtungen, die im Auftrag des Arbeitgebers oder einer von ihm beauf-
tragten Person Lohne und Gehalter abrechnen oder Meldungen erstatten. Die
Ortliche Zustandigkeit richtet sich im Bereich der Regionaltrager nach dem Sitz
dieser Stellen. Absatz 5 gilt entsprechend.

(6a) Fur die Prifung nach Absatz 1 gilt § 147 Absatz 6 Satz 1 und 2 der Abga-
benordnung entsprechend mit der Mal3gabe, dass der Rentenversicherungstra-
ger eine Ubermittlung der Daten im Einvernehmen mit dem Arbeitgeber verlan-
gen kann. Die Deutsche Rentenversicherung Bund bestimmt in Grundsatzen
bundeseinheitlich das Nahere zum Verfahren der Datentbermittlung und der
dafur erforderlichen Datensatze und Datenbausteine. Die Grundsatze bedurfen
der Genehmigung des Bundesministeriums fir Arbeit und Soziales, das vorher
die Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbande anzuhdren hat.

(7) Die Trager der Rentenversicherung haben eine Ubersicht (iber die Ergeb-
nisse ihrer Prifungen zu fihren und bis zum 31. Marz eines jeden Jahres flr
das abgelaufene Kalenderjahr den Aufsichtsbehérden vorzulegen. Das Nahere
tber Inhalt und Form der Ubersicht bestimmen einvernehmlich die Aufsichtsbe-
hérden der Trager der Rentenversicherung mit Wirkung fir diese.

(8) Die Deutsche Rentenversicherung Bund fuhrt ein Dateisystem , in dem der
Name, die Anschrift, die Betriebsnummer, der fir den Arbeitgeber zustandige
Unfallversicherungstrager und weitere ldentifikationsmerkmale eines jeden Ar-
beitgebers sowie die fur die Planung der Prufungen bei den Arbeitgebern und
die fur die Ubersichten nach Absatz 7 erforderlichen Daten gespeichert sind;
die Deutsche Rentenversicherung Bund darf die in diesem Dateisystem gespei-
cherten Daten nur fUr die Prifung bei den Arbeitgebern und zur Ermittlung der
nach dem Kunstlersozialversicherungsgesetz abgabepflichtigen Unternehmer
verarbeiten. In das Dateisystem ist eine Kennzeichnung aufzunehmen, wenn
nach § 166 Absatz 2 Satz 2 des Siebten Buches die Prifung der Arbeitgeber
fur die Unfallversicherung nicht von den Tragern der Rentenversicherung durch-
zufuhren ist; die Trager der Unfallversicherung haben die erforderlichen Anga-
ben zu Gbermitteln. Die Datenstelle der Rentenversicherung fihrt fir die Pru-
fung bei den Arbeitgebern , ein Dateisystem in dem neben der Betriebsnummer
eines jeden Arbeitgebers, die Betriebsnummer des fir den Arbeitgeber zustan-
digen Unfallversicherungstragers, die Unfallversicherungsmitgliedsnummer
des Arbeitgebers, das in der Unfallversicherung beitragspflichtige Entgelt der
bei ihm Beschéftigten in Euro, die anzuwendenden Gefahrtarifstellen der bei
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ihm Beschaftigten, die Versicherungsnummern der bei ihm Beschéftigten ein-
schlieBlich des Beginns und des Endes von deren Beschaftigung, die Bezeich-
nung der fur jeden Beschaftigten zustandigen Einzugsstelle sowie eine Kenn-
zeichnung des Vorliegens einer geringflgigen Beschaftigung gespeichert sind.
Sie darf die Daten der Stammsatzdatei nach § 150 Absatz 1 und 2 des Sechsten
Buches sowie die Daten der Datei nach § 150 Absatz 3 des Sechsten Buches
und der Stammdatendatei nach § 101 fur die Prufung bei den Arbeitgebern
speichern, verandern, nutzen, Ubermitteln oder in der Verarbeitung einschran-
ken; dies gilt fir die Daten der Stammsatzdatei auch fir Prifungen nach §
212a des Sechsten Buches. Sie ist verpflichtet, auf Anforderung des priifenden
Tragers der Rentenversicherung

1. die in den Dateisystemen nach den Satzen 1 und 3 gespeicherten Daten,

2. die in den Versicherungskonten der Trager der Rentenversicherung gespei-
cherten, auf den Prifungszeitraum entfallenden Daten der bei dem zu prifen-
den Arbeitgeber Beschaftigten,

3. die bei den fur den Arbeitgeber zustandigen Einzugsstellen gespeicherten
Daten aus den Beitragsnachweisen (§ 28f Absatz 3) fir die Zeit nach dem Zeit-
punkt, bis zu dem der Arbeitgeber zuletzt geprift wurde,

4. die bei der Kiinstlersozialkasse Uber den Arbeitgeber gespeicherten Daten
zur Melde- und Abgabepflicht fiir den Zeitraum seit der letzten Prifung sowie

5. die bei den Tragern der Unfallversicherung gespeicherten Daten zur Melde-
und Beitragspflicht sowie zur Gefahrtarifstelle flir den Zeitraum seit der letzten
Prifung,

zu verarbeiten, soweit dies fur die Priifung, ob die Arbeitgeber ihre Meldepflich-
ten und ihre sonstigen Pflichten nach diesem Gesetzbuch, die im Zusammen-
hang mit dem Gesamtsozialversicherungsbeitrag stehen, sowie ihre Pflichten
als zur Abgabe Verpflichtete nach dem Kiinstlersozialversicherungsgesetz und
ihre Pflichten nach dem Siebten Buch zur Meldung und Beitragszahlung ord-
nungsgemal erfiillen, erforderlich ist. Die dem prifenden Trager der Renten-
versicherung Ubermittelten Daten sind unverzuglich nach Abschluss der Pru-
fung bei der Datenstelle und beim prifenden Trager der Rentenversicherung zu
I6schen. Die Trager der Rentenversicherung, die Einzugsstellen, die Kinstler-
sozialkasse und die Bundesagentur fir Arbeit sind verpflichtet, der Deutschen
Rentenversicherung Bund und der Datenstelle die fur die Prufung bei den Ar-
beitgebern erforderlichen Daten zu ubermitteln. Sind fur die Prifung bei den
Arbeitgebern Daten zu Ubermitteln, so durfen sie auch durch Abruf im automa-
tisierten Verfahren Gbermittelt werden, ohne dass es einer Genehmigung nach
§ 79 Absatz 1 des Zehnten Buches bedarf. Soweit es fur die Erflllung der Auf-
gaben der gemeinsamen Einrichtung als Einzugsstelle nach § 356 des Dritten
Buches erforderlich ist, wertet die Datenstelle der Rentenversicherung aus den
Daten nach Satz 5 das Identifikationsmerkmal zur wirtschaftlichen Tatigkeit des
gepriften Arbeitgebers sowie die Angaben Uber die Tatigkeit nach dem Schlis-
selverzeichnis der Bundesagentur fur Arbeit der Beschaftigten des gepruften
Arbeitgebers aus und Ubermittelt das Ergebnis der gemeinsamen Einrichtung.
Die ubermittelten Daten durfen von der gemeinsamen Einrichtung auch zum
Zweck der Erfullung der Aufgaben nach § 5 des Tarifvertragsgesetzes genutzt
werden. Die Kosten der Auswertung und der Ubermittlung der Daten nach Satz
9 hat die gemeinsame Einrichtung der Deutschen Rentenversicherung Bund zu
erstatten. Die gemeinsame Einrichtung berichtet dem Bundesministerium fir
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Arbeit und Soziales bis zum 1. Januar 2025 Uber die Wirksamkeit des Verfah-
rens nach Satz 9.

(9) Das Bundesministerium flir Arbeit und Soziales bestimmt im Einvernehmen
mit dem Bundesministerium fir Gesundheit durch Rechtsverordnung mit Zu-
stimmung des Bundesrates das Nahere Uber

1. den Umfang der Pflichten des Arbeitgebers und der in Absatz 6 genannten
Stellen bei Abrechnungsverfahren, die mit Hilfe automatischer Einrichtungen
durchgefiihrt werden,

2. die Durchfuihrung der Prifung sowie die Behebung von Mangeln, die bei der
Prifung festgestellt worden sind, und

3. den Inhalt des Dateisystems nach Absatz 8 Satz 1 hinsichtlich der fir die
Planung der Prifungen bei Arbeitgebern und der fiir die Prifung bei Einzugs-
stellen erforderlichen Daten, tiber den Aufbau und die Aktualisierung dieses Da-
teisystems sowie Uber den Umfang der Daten aus diesem Dateisystem nach
Absatz 8 Satz 1, die von den Einzugsstellen und der Bundesagentur fir Arbeit
nach § 28q Absatz 5 abgerufen werden kénnen.

(10) Arbeitgeber werden wegen der Beschaftigten in privaten Haushalten nicht
gepruft.

(11) Sind beim Ubergang der Prifung der Arbeitgeber von Krankenkassen auf
die Trager der Rentenversicherung Angestellte ibernommen worden, die am 1.
Januar 1995 ganz oder Uberwiegend mit der Prifung der Arbeitgeber beschaf-
tigt waren, sind die bis zum Zeitpunkt der Ubernahme giiltigen Tarifvertrage o-
der sonstigen kollektiven Vereinbarungen fir die Gbernommenen Arbeitnehmer
bis zum Inkrafttreten neuer Tarifvertrage oder sonstiger kollektiver Vereinbarun-
gen mafdgebend. Soweit es sich bei einem gemal Satz 1 iGbernommenen Be-
schaftigten um einen Dienstordnungs-Angestellten handelt, tragen der aufneh-
mende Trager der Rentenversicherung und die abgebende Krankenkasse bei
Eintritt des Versorgungsfalles die Versorgungsbeziige anteilig, sofern der An-
gestellte im Zeitpunkt der Ubernahme das 45. Lebensjahr bereits vollendet
hatte. § 107b Absatz 2 bis 5 des Beamtenversorgungsgesetzes gilt sinngeman.

§ 55 SGG
(1)-(2) ...

(3) Mit Klagen, die sich gegen Verwaltungsakte der Deutschen Rentenversiche-
rung Bund nach § 7a des Vierten Buches Sozialgesetzbuch richten, kann die
Feststellung begehrt werden, ob eine Erwerbstatigkeit als Beschaftigung oder
selbstandige Tatigkeit ausgelbt wird.
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Fachliche Weisungen

336.1 Allgemeines

(1) Im Leistungsverfahren entfaltet ein Beitragsbescheid nur dann eine Bin-
dungswirkung gegenuber der BA, wenn mit dem Bescheid Versicherungspflicht
in der Arbeitslosenversicherung festgestellt wird. Ein Beitragsbescheid Uber
Versicherungsfreiheit oder eine nicht bestehende Versicherungspflicht in der
Arbeitslosenversicherung kann keine leistungsrechtliche Bindung gegenlber
der BA entfalten.

(2) Die Entscheidung, ob eine abhangige Beschaftigung und damit Versiche-
rungspflicht vorliegt, trifft wahrend der Beschaftigung die Krankenkasse als Ein-
zugsstelle fur den Gesamtsozialversicherungsbeitrag nach § 28h Abs. 2
SGB IV oder der Trager der Rentenversicherung im Rahmen einer Betriebspri-
fung nach § 28p Abs. 1 Satz 5 SGB IV.

(3) Nach beendeter Beschaftigung und bei Eintritt von Arbeitslosigkeit prift die
Arbeitsagentur grundsatzlich eigenstandig, ob der Arbeitnehmer in einem ab-
hangigen Beschaftigungsverhaltnis gestanden hat und deshalb ein Leistungs-
anspruch nach dem SGB Il besteht.

336.2 Statusfeststellungsverfahren und daraus resultierende Bin-
dungswirkung

336.2.1 Optionales und obligatorisches Statusfeststellungsverfah-
ren

(1) Nach § 7a Abs. 1 Satz 1 SGB IV kénnen die Beteiligten (Auftragnehmer und
Auftraggeber) schriftlich eine Entscheidung beantragen (optionales Statusfest-
stellungsverfahren), ob eine Beschaftigung vorliegt. Zu den Beteiligten zahlen
auch Dritte, wenn die vereinbarte Tatigkeit flr einen oder bei einem Dritten er-
bracht wird und ein Beschaftigungsverhaltnis zu dem Dritten bestehen kdnnte.

(2) Das Statusfeststellungsverfahren wird obligatorisch durchgefuihrt, wenn sich
aus der Meldung nach § 28a Abs. 3 Satz 2 Nr. 1d oder 1e SGB |V ergibt, dass
der Beschaftigte

Ehegatte,

Lebenspartner,

Abkémmling oder

geschaftsfihrender Gesellschafter einer GmbH ist.

Abkémmlinge sind die Kinder oder weitere Nachkommen einer Person, die in
gerader Linie voneinander abstammen. Hierzu gehoéren Kinder, Enkel, Urenkel
usw. Zu den Abkdmmlingen werden auch Adoptivkinder gerechnet; nicht aber
Stief- oder Pflegekinder.

(3) Das obligatorische Statusfeststellungsverfahren nach § 7a Abs. 1 Satz 2
SGB IV kommt nur fir die vorgenannten Personenkreise in Betracht. Flr andere
mitarbeitende Familienangehodrige kann die Einzugsstelle nach § 28h Abs. 2
SGB |V Uber die versicherungsrechtliche Beurteilung entscheiden.

(4) Bie-Versicherungspflicht Der Status muss durch Verwaltungsakt der Clea-

ringstelle formlich festgestellt worden sein. Dabei muss es sich um einen per-
sonenbezogenen positiven Feststellungsbescheid handein.
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336.2.2 Bindungswirkung fiir bis zum 31.03.2022 getroffene Status-
entscheidungen nach § 336

(1) Bis zum 31.03.2022 war die BA nach § 336 an Statusentscheidungen und
die damit verbundenen Entscheidungen lGber die Versicherungspflicht der Deut-
schen Rentenversicherung Bund (Clearingstelle) nach § 7a Abs. 1 SGB IV leis-
tungsrechtlich hinsichtlich der Zeiten gebunden, fiir die das Bestehen eines ver-
sicherungspflichtigen Beschaftigungsverhaltnisses festgestellt wurde. Dies galt
fur alle Entscheidungen im Rahmen des optionalen Statusfeststellungsverfah-
ren wie auch des obligatorischen Statusfeststellungsverfahrens nach dem
31.12.2004.

(2) Diese leistungsrechtliche Bindung besteht fir in der Zeit vom 01.01.2005 bis
31.03.2022 getroffene Statusentscheidungen nach § 7a Abs. 1 SGB IV nach
§ 453 SGB I fort.

(3) Der Feststellungsbescheid bindet die BA, bis der Verwaltungsakt

- zurickgenommen,

- widerrufen,

- aufgehoben,

- durch Zeitablauf oder

- auf andere Weise erledigt ist (§ 39 Abs. 2 SGB X).

In der Regel gilt dies fur die Dauer des Beschaftigungsverhaltnisses. Wird das
Beschaftigungsverhaltnis unterbrochen, bleibt die Bindungswirkung erhalten,
wenn das bisherige Beschaftigungsverhaltnis unverandert fortgesetzt wird.

336.2.3 Bindungswirkung fiir nach dem 31.03.2022 getroffene Sta-
tusentscheidungen nach § 7a Abs. 2 Satz 4 SGB IV

(1) Da das Statusfeststellungsverfahren sich ab dem 01.04.2022 auf die Fest-
stellung einer abhangigen Beschaftigung oder selbstandigen Tatigkeit be-
schrankt, besteht die Bindungswirkung bei Statusfeststellungen, die nach dem
31.03.2022 nach § 7a Abs. 1 SGB IV getroffen wurden, auch nur insoweit.

Wird ein abhangiges Beschaftigungsverhaltnis festgestellt, beurteilt die BA im
Leistungsfall — unter Berticksichtigung der Arbeitsbescheinigung - eigenstandig
die Versicherungspflicht. Sie ist bei ihrer Beurteilung an den festgestellten Sta-
tus gebunden. Dies gilt nach der Gesetzesbegrindung ausdriicklich auch, so-
weit die Versicherungspflicht Voraussetzung flir einen Anspruch auf Leistungen
der Arbeitsférderung ist (BT-Drs. 19/29893 S. 30).

(2) Dies gilt auch fiir eine Prognoseentscheidung nach § 7a Abs. 4a SGB IV
und — vorbehaltlich der Rechtswirkung nach § 7a Abs. 4c SGB |V — flr eine
Gruppenfeststellung nach § 7a Abs. 4b SGB V.
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336.3 Bindungswirkung in weiteren Fallen

(1) Die BA akzeptiert dartber hinaus die leistungsrechtliche Bindung auch fir
Entscheidungen der Rentenversicherungstrager im Rahmen einer Betriebspru-
fung nach § 28p SGB IV nach dem 31.12.2004 (Einflihrung des Statusfeststel-
lungsverfahrens nach § 7a Abs. 1 SGB V).

Weitere Informationen (Rundschreiben der Spitzenorganisationen zur Status-
feststellung von Erwerbstatigen vom 01.04.2022)

(2) Die BA lasst im Ubrigen auch den Beitragsbescheid der Einzugsstelle gegen
sich gelten, wenn dieser mit der BA abgestimmt oder von ihm Kenntnis genom-
men wurde. Weitere Erhebungen zum Versichertenstatus sind nicht durchzu-
fuhren.

Zustandig fir die Abstimmung ist die Arbeitsagentur, in deren Bezirk die Stelle
(z. B. Geschéftsstelle der Einzugsstelle) ihren Sitz hat, die den Verwaltungsakt
erlassen will. Sofern entsprechende Anfragen mit den entscheidungserhebli-
chen Unterlagen der Einzugsstelle bei der Agentur fir Arbeit eingehen, ist si-
cherzustellen, dass sie an den zustandigen OS weitergeleitet werden; die ge-
forderte Stellungnahme soll mdglichst innerhalb von 6 Wochen abgegeben wer-
den. Kann die Erledigung nicht termingerecht erfolgen, ist der Einzugsstelle
eine Zwischennachricht zu erteilen.

Auf eine Abstimmung kann im Einzelfall dennoch verzichtet werden, wenn die
Entscheidung

- den in gemeinsamen Verlautbarungen, Rundschreiben, Grundsatzen und
Niederschriften vertretenen Auffassung entspricht oder

- unstreitige und unzweifelhaft zu beurteilende Sachverhalte betrifft.

Durch die Negativabgrenzung soll der Verwaltungsaufwand bei den betroffenen
Versicherungstragern weiterhin niedrig gehalten werden.

Weitere Informationen (Niederschrift der Spitzenverbande vom 09.04.2014, zur
Behandlung von Verwaltungsakten durch die am gemeinsamen
Beitragseinzug beteiligten Versicherungstrager, TOP 3)

336.4 Anfechtung von Verwaltungsakten durch die Bundesagen-
tur fur Arbeit

(1) Entspricht der Beitragsbescheid der Clearingstelle nicht der Auffassung der
BA, soll fristwahrend im Namen der Zentrale vor dem Sozialgericht Nirnberg
Drittanfechtungsklage erhoben und das Sozialgerichtsverfahren durchgeflihrt
werden.

(2) Die Arbeitsagentur prift den auf Verlangen des Arbeitgebers oder Arbeit-
nehmers lbersandten Beitragsbescheid der Einzugsstelle bzw. des Rentenver-
sicherungstragers anhand der entscheidungserheblichen Unterlagen auf sach-
liche Richtigkeit, wenn in dem Bescheid Versicherungsfreiheit oder eine nicht
bestehende Versicherungspflicht in der Arbeitslosenversicherung festgestellt
wird. Entspricht der Beitragsbescheid Uber Versicherungsfreiheit oder nicht be-
stehender Versicherungspflicht nicht der Auffassung der BA, ist fristwahrend
Drittanfechtungsklage zu erheben.

Bundesagentur fiir Arbeit, Zentrale — GR 23



	Änderungen
	Aktualisierung, Stand 06/2022

	Gesetzestext
	§ 336 SGB III i. d. F. bis 31. März 2022 - Leistungsrechtliche Bindung
	§ 453 SGB III - Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/882 des Europäischen Parlaments und des Rates über die Barrierefreiheitsanforderungen für Produkte und Dienstleistungen und zur Änderung anderer Gesetze
	§ 7a SGB IV - Anfrageverfahren Feststellung des Erwerbsstatus
	§ 28h SGB IV – Einzugsstellen
	§ 28p SGB IV - Prüfung bei den Arbeitgebern
	§ 55 SGG

	Inhalt
	Fachliche Weisungen
	336.1  Allgemeines
	336.2 Statusfeststellungsverfahren und daraus resultierende Bindungswirkung
	336.2.1 Optionales und obligatorisches Statusfeststellungsverfahren
	336.2.2 Bindungswirkung für bis zum 31.03.2022 getroffene Statusentscheidungen nach § 336
	336.2.3 Bindungswirkung für nach dem 31.03.2022 getroffene Statusentscheidungen nach § 7a Abs. 2 Satz 4 SGB IV

	336.3  Bindungswirkung in weiteren Fällen
	336.4 Anfechtung von Verwaltungsakten durch die Bundesagentur für Arbeit


